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WIEN. Von Medienförderung, 
ORF-Gesetz bis Regierungsin-
serate – die neu zuständige Me-
dienministerin Susanne Raab 
möchte einen neuen Reforman-
lauf nehmen und im Rahmen ei-
ner breiten Diskussion mit allen 
möglichen Stakeholdern – von 
Experten, über Medienmacher 
bis hin zu Ländervertretern – im 
Zuge einer Medienkonferenz die-
se Themen durchleuchten und 
Lösungen vorlegen.

Sextett an Themen
Insgesamt sechs Herausforde-
rungen sieht sie für die kom-
mende Zeit, wobei die im Zuge 
der Inseratenaffäre hochgekoch-
te Diskussion um die Inseraten-
vergabe der öffentlichen Hand 
gemeinsam mit einer Neuorga-
nisation der Medienförderung 
zentral seien. Dafür startet sie 
ab Februar mehrere Konferen-
zen mit Medienvertretern, Ex-
pertinnen und Experten aus der 
Wissenschaft und der Juriste-
rei sowie den anderen Parteien. 
Dabei sei es auch wichtig, die  
europäische Dimension im Auge 
zu haben, da Vergaben in diesem 
Bereich europäischen Rechts-
standards entsprechen müssen, 
so Raab.

Mehr Transparenz
Durchaus interessiert, aber vage, 
bleibt die Medienminsterin auf 
Journalistenanfrage, wie etwa 
die Darstellung der Inseraten-
ausgaben des Bundes und der 
Länder für interessierte Steu-
erzahlerinnen und Steuerzahler 
dargestellt werden könnte.

Für Bürgerinnen und Bürger 
müssen die Zahlen zwar „zu 
jeder Zeit einsehbar“ sein und 
man werde auch „vielleicht 
bei der Benutzerfreundlichkeit 
nachschärfen“, so die Medien-
ministerin; wie genau dies aber 
aussehen soll, das möchte sie 
eben genau der nun folgenden 
Diskussion überlasen.

54 Mio. Euro Digitalförderung
„So rasch wie möglich“ möchte 
sie die Grundlagen für die im 
Dezember von der EU-Kommis-
sion genehmigte Medien-Digita-
lisierungsförderung schaffen. 

Diese muss nun durch den 
Verfassungsausschuss und im 
Anschluss im Nationalratsple-
num beschlossen werden, bevor 
sie von der Medienbehörde RTR 
erstmals vergeben wird. 

Im ersten Auszahlungsjahr 
werden 54 Mio. € an Medien 
fließen, die sich um eine Trans-
formation ins Digitale bemühen. 

Bis 2027 sind dann jeweils  
20 Mio. € fixiert. „Wir werden es 
aber auch in Zukunft weiterfüh-
ren“, sagte die Medienministerin.

Vielfach wurde vonseiten der 
Opposition als auch diverser Ex-
pertinnen und Experten gefor-
dert, die Medienförderungen wie 
die Presseförderung anzuheben 
und eine Deckelung für Inserate 
der öffentlichen Hand vorzuneh-

men. Auch sollten für die Verga-
be Letzterer Qualitätskriterien 
eine stärkere Rolle spielen, so 
die Überlegungen. 

Raab legte sich diesbezüglich 
noch nicht fest. Die Möglichkeit 
einer Deckelung der Inserate 
wolle man sich im Rahmen des 
Prozesses anschauen. Ebenfalls 
nicht vorgreifen wollte sie dem 
Austausch bei den Konferenzen 
im Hinblick auf die Vergabekri-
terien. Nur so viel: „Nicht die 
Politik hat darüber zu entschei-
den, was Qualität ist. Das würde 
einen Schritt zu weit gehen.“

Neues ORF-Gesetz
Dem ORF ist es derzeit ver-
wehrt, im digitalen Bereich zu 
voller Entfaltung zu finden. Eine 
ORF-Digitalnovelle soll den öf-
fentlich-rechtlichen Auftrag des 
größten Medienunternehmens 
des Landes an das digitale Zeit-
alter anpassen, bekräftigte Raab 
das bereits im Vorjahr in einem 

Ministerratsvortrag festgehalte-
ne Vorhaben. 

Quo vadis, „Wiener Zeitung“?
Zur Zukunft der republikseige-
nen Wiener Zeitung, deren ge-
genwärtiges Geschäftsmodell 
mit Abschaffung der Pflichtver-
öffentlichungen im Amtsblatt 
vor dem Ende steht, hielt Raab 
fest, dass sie mit Geschäftsfüh-
rung und Aufsichtsrat der äl-
testen Tageszeitung der Welt in 
Kontakt stehe. Ein Transforma-
tionsprozess soll „zeitnah“ ein-
geleitet werden, wobei mehrere 
denkbare Geschäftsmodelle am 
Tisch liegen. 

Zuletzt betonte Raab, Journa-
listinnen und Journalisten vor 
Angriffen und Attacken – etwa 
bei Demonstrationen – schützen 
zu wollen. Hier würden, nach 
Absprache mit Innenminister 
Gerhard Karner, bei Demonst-
rationen eigene Kontaktbeamte 
bereitstehen. (fej)

Medien in neuen Händen
Nach der groß angelegten Medienenquete 2018 will die neue Medienministerin 
die Themen Inseratenvergabe, Medienförderung & Co neu angehen.

Medienkonferenz Die neue Medienministerin Susanne Raab (ÖVP) erachtet die Neuorganisation der Inseratenvergabe 
durch die öffentliche Hand als auch die Restrukturierung der Medienförderung als „zentrale Vorhaben“ der nahen Zukunft.
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